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Die verantwortlichen Akteure in der Politik und den großen deutschen Medien basteln wieder mal 
am „Bredrohungs-Märchen“. Bedroht fühlen sie sich von russischer Propaganda und Desinfor-
mation. Alles, was nicht der deutschen regierungsoffiziellen Linie folgt, ist „Fake news“. Punkt. 
Und weil das so ist, haben die großen deutschen Medien es aufgegeben, die Bundesregierung 
kritisch zu begleiten. Ihre Aufgabe sehen sie unisono darin, Regierungsentscheidungen der Bevöl-
kerung einzutrichtern. Der deutsche Journalist hat den Journalismus leider an den Nagel gehängt.  

Aber sie beklagen auch, es sei schwierig, die, wie sie meinen, russische Desinformation vollkom-
men zu unterdrücken. Trotz immer strengerer Zensur, trotz Verboten russischer Sender gibt es 
immer noch viele Menschen, die auf russische Propaganda reinfallen und beispielsweise glauben, 
der Einmarsch russischer Truppen am 24. Februar in die Ukraine habe eine Vorgeschichte und 
Russland sei nicht einfach nur so aus einer bösen Laune heraus über das Land hergefallen. Dem 
halten sie entgegen, das sei Verbreitung russischer Desinformation im Dienste des Kreml. Solche 
abstrusen Verlautbarungen werden von den deutschen Medienvertretern verbreitet und vermutlich 
zum Teil sogar geglaubt.

Und deshalb müssen deutschsprachige russische Sender und auch russischsprachige russische 
Sender verboten werden. Gnadenlos, jawoll! Denn es gibt noch etwa 500.000 russischstämmige 
Menschen in Deutschland die russische Sender in ihrer Muttersprache verfolgen. Das ist eine 
Gefahr aus ihrer Sicht. Diese verschwindend kleine Minderheit verbreitet die russische Propaganda 
in ihrem deutschen Freundeskreis, und schwupp, ist der Kreml seinem Ziel der Destabilisierung 
Deutschlands wieder einen Schritt nähergekommen.

Man könnte darüber mit einem Lachen hinweggehen, ginge davon nicht eine unmittelbare Gefahr 
für die Demokratie und den Zusammenhalt der Gesellschaft aus. Die deutsche Politik und die 
großen deutschen Medien sind inzwischen zur größten Bedrohung für das Recht auf freie Mei-
nungsäußerung geworden. Immer häufiger werden aus diesem Kreis auch Forderungen nach Bestra-
fung für die Verbreitung "falscher" Meinungen erhoben. Das ist erschreckend und  geschichtsblind.

Empathie für den zunehmenden Widerwillen der Bürger Deutschlands gegenüber neuen Sanktions-
paketen und weiteren Waffenlieferungen liegt den Damen und Herren in den Regierungsetagen fern.
Eher zeichnet sie Gleichgültigkeit für die  ausschließlich negativ von den Auswirkungen dieser 
Politik Betroffen aus – und ordnen den zunehmenden Widerwillen der Menschen in Deutschland  
wahlweise als russische Einflussnahme oder rechte Gesinnung ein. Gleichzeitig versuchen sie die 
deutsche Bevölkerung auf umfassende Wohlstandverluste zu überreden und tun Kritik am 
Sanktionsregime als vom Ausland gesteuert ab. Und unterstellen den  Deutschen, sie seien  bereit, 
für die Ukraine einen hohen persönlichen Preis zu zahlen.                                                           
Ähnlich verhält es sich in Bezug auf die Kritik an der Unterstützung der Ukraine. Bei all jenen, die 
am friedensstiftenden Sinn von Waffenlieferungen zweifeln, die daran zweifeln, dass die Ukraine in
der Weise unschuldig ist, wie es deutsche Politik und große Medien behaupten, dass die Ukraine im 
Gegenteil schwerste Kriegsverbrechen begeht, bei all jenen kann es sich nur um russische Einfluss-
agenten oder um Opfer russischer Propaganda handeln. Das ist doch Irrsinn! Aber es sieht danach 
aus, dass  ihnen diese Meinungshoheit immer mehr entgleitet. Und das  führt bei den großen 
deutschen Medien und der deutschen Politik zur Paranoia. Überall sehen sie russische Einfluss-
nahme. Daran wird auch erkennbar, dass Deutschland weit weniger frei und weit weniger liberal ist,
als es von sich selbst annimmt. Nein, eine die ausschließlich deutsche Interessen vertretende 
Regierung gab es nach dem Ende des zweiten Weltkrieges nicht – außer der Periode unter Willy 
Brandt, der mit seiner eigenständigen Ostpolitik den Versuch machte. Aber er wurde schnell vom 



Atlantiker Helmut Schmidt  abgelöst, der Deutschland  den NATO-Doppelbeschluss und Pershing 
Atomraketen bescherte – und so soll es weitergehen. Aber das ist bedenklich, denn es deutet darauf 
hin, dass sich für das Funktionieren von Demokratie zentrale Institutionen faktisch von ihr verab-
schiedet haben. Schon der Putsch gegen Willy Brandt war nicht demokratisch – und Willy Brandt 
war beliebt. Die Frage ist: Warum soll es so weitergehen? Die Antwort ist wenig überraschend: Es 
geht letztlich um das Festhalten am transatlantischen Bündnis – unter der Hegemonie der USA, die 
ums Verrecken eine eigenständige deutsche und an den Lebensinteressen der Deutschen ausgerich-
tete Politik verhindern wollen. Zitat Habeck: „Mit Deutschland kann ich nichts anfangen“. Die 
transatlantische Bindung soll aufrechterhalten werden, auch wenn der Preis, den die Deutschen 
dafür bezahlen müssen, immer höher wird. Und das gleich in zweifacher Hinsicht, sowohl wirt-
schaftlich als auch im Hinblick auf die Ausübung ihrer Grundrechte, wo sich sich die Bundesbürger 
einzuschränken haben. Damit tritt das transatlantische Bündnis in seine finale Phase ein.

Die westdeutsche Anbindung an die USA nach dem Zweiten Weltkrieg und zu Beginn des Kalten 
Krieges war begleitet von wachsendem Wohlstand, welcher auch bis in die 80er-Jahre weitgehend 
gehalten wurde. Das deutsche Wirtschaftswunder beruhe auf dem Fleiß deutscher Arbeiter ist ein 
Mythos.  Es hat seine Ursache ausschließlich auf der Keynesianischen Wirtschaftspolitik des US-
Hegemons. Das allerdings ist jetzt vorbei, denn die  USA sind nicht mehr in der Lage, Wachstum in 
einem Maß so zu generieren, dass auch ihre Satelliten davon profitieren können. So wird es durch 
Festhalten an der transatlantischen Ausrichtung in Deutschland künftig zu umfassenden Wohlstand-
verlusten kommen, die von  zunehmenden Protesten begleitet sein werden. Man wird die Alterna-
tive zum Abrutschen sehr wohl wahrnehmen: Eurasien und die dortigen aufsteigenden Ökonomien. 
Wenn jetzt das deutsche Außenministerium und das Wirtschaftsministerium noch erkennen lassen, 
dass sie bereit sind, zugunsten eines immer fragwürdiger werdenden Bündnisses noch eine zweite 
Front gegen China zu eröffnen, besteht die Gefahr eines kompletten Absturzes Deutschlands.

Alternativ bräuchte es jetzt dringend einen offenen und breiten gesellschaftlichen Diskurs über den 
tatsächlichen Wert einer transatlantischen Ausrichtung und Gefolgschaft jenseits von 
wohlklingenden Floskeln wie Demokratie, Freiheit und Menschenrechte. Denn die Gefahr für den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt kommt eben nicht von außen, von russischer Propaganda oder 
ausländischer Einflussnahme, sondern aus dem Innern. Sie kommt aus dem Auseinanderklaffen der 
Interessen zwischen dem politisch-medialen Komplex einerseits und den vitalen Interessen der 
deutschen Bevölkerung andererseits. 

Die antirussische Hysterie der Eliten sowohl in den Regierungssesseln wie auch in den Etagen der 
regierungskonformen Medien ist Anzeichen dafür, dass man dort wohl spürt, wohin der Hase läuft . 
Aber ihnen fehlt die Fähigkeit zu erkennen, von wo die  Bedrohung für die deutsche Gesellschaft 
ausgeht. Es ist die ideologische Verkrustung der Eliten in Politik und Medien, ihre Unfähigkeit zur 
Korrektur des eingeschlagenen Kurses und ihre systemisch bedingte mangelnde Analysefähigkeit, 
weil man nicht über den Tellerrand schaut.                                                                                            
Je länger deutsche Politik und deutsche Medien am Transatlantizismus festhalten, desto zerstöre-
rischer wird die Revolte der einfachen Menschen in Deutschland. Das Festhalten am bisherigen 
Kurs wird die  geopolitische Entwicklung im Eurasischen Raum nicht beeinflussen und die Opfer 
dafür werden umsonst sein. Die deutsche Mittelschicht wird unter der mangelnden Fähigkeit des 
deutschen politisch-medialen Komplexes, die Zeichen der Zeit zu erkennen und die Weichen 
entsprechend zu stellen, am meisten leiden. Sie wird abstürzen. Aber jeder, der darauf verweist wird
zum russischen Propagandisten erklärt werden.


	Konfrontation mit den Bürgern – Antirussische Hysterie und Transatlantizismus

